
2100-0111 
An die 

Präsidentin des Burgenländischen Landtages 

Frau Mag.a Astrid Eisenkopf 

Landhaus 

7000 Eisenstadt 

 

 

Eisenstadt, am 15. Mai 2025 

 

 

Selbständiger Antrag 

der Landtagsabgeordneten Bernd Strobl, Patrik Fazekas, BA, Kolleginnen und 

Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend klare Regeln bei der 

Staatsbürgerschaft: Keine Aufweichung des geltenden Rechts 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

  



Entschließung 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend klare Regeln bei 

der Staatsbürgerschaft: Keine Aufweichung des geltenden Rechts 

 

Rund um den 1. Mai wurden erneut Forderungen aus Reihen der SPÖ laut, die auf 

eine Aufweichung der bestehenden Regelungen zur Erlangung der österreichischen 

Staatsbürgerschaft abzielen. In diesem Zusammenhang wird auch eine Ausweitung 

des Wahlrechts ins Spiel gebracht. Diese wiederkehrenden Vorstöße lehnt ein Großteil 

der österreichischen Bevölkerung entschieden ab. Eines muss bei jeder Diskussion 

dabei klar sein: Die Staatsbürgerschaft ist kein politisches Instrument, sondern 

Ausdruck einer tiefen rechtlichen und kulturellen Zugehörigkeit. Ihre Voraussetzungen 

dürfen nicht aus parteipolitischen Gründen aufgeweicht werden. 

 

Die Staatsbürgerschaft ist ein hohes Gut in unserer Demokratie. Zahlreiche 

Rechte sind daran gebunden, wie beispielsweise der Gleichheitssatz (Art. 2 StGG iVm 

Art. 7 B-VG), die Freiheit der Einreise, des Aufenthalts und der Schutz vor Ausweisung 

(Art. 4 StGG, Art. 3 des 4. ZPEMRK), der Schutz vor Auslieferung und Durchlieferung, 

die Erwerbs- und Erwerbsausübungsfreiheit (Art. 6 StGG), das Wahlrecht (Art. 26, 95, 

117 B-VG), die Wehrpflicht für Männer als Staatspflicht und das Wehrrecht von Frauen 

(Art. 9a B-VG). Ebenso wird mit der Staatsbürgerschaft die Zugänglichkeit zu 

öffentlichen Ämtern (Art. 3 StGG) gewährleistet und es ist weiterhin die Ausübung 

bestimmter Berufe an die österreichische Staatsbürgerschaft geknüpft. Das Wahlrecht 

ist eines der fundamentalsten Rechte in einer Demokratie. 

  

Das Erlangen der Staatsbürgerschaft wird daher als Abschluss einer gelungenen und 

nachhaltigen Integration gesehen. Daher ist es zwingend notwendig, sich vor der 

Verleihung der Staatsbürgerschaft aktiv in unserem Land zu beteiligen und 

einzubringen, insbesondere durch das Erlernen der deutschen Sprache, den Beginn 

einer Ausbildung oder Berufstätigkeit und das Verinnerlichen europäischer Werte. Es 

ist daher zielführend, dass das Wahlrecht an die Staatsbürgerschaft gekoppelt ist. 

 

Die österreichische Staatsbürgerschaft als hohes Gut muss man sich daher verdienen. 

Dieses Gut muss geschützt werden und darf nicht leichtfertig vergeben werden.  

 



Die bestehenden Regelungen ermöglichen einen Erwerb und bei einer erfolgreichen 

Integration ist bereits jetzt ein Ausnahmetatbestand im Gesetz gegeben, der einen 

erleichterten Zugang zur Erlangung der Staatsbürgerschaft ermöglicht. Eine Änderung 

der bestehenden Regelungen ist daher nicht zweckmäßig und nicht notwendig. Mit der 

geltenden Rechtslage kann das Auslangen gefunden werden und eine Änderung wäre 

gegenüber den Österreicherinnen und Österreichern nicht fair. 

 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung dafür 

einzusetzen, die bestehenden Regelungen des Staatsbürgerschaftsgesetzes und 

Wahlrechtes beizubehalten. 

 

Es wird ersucht diesen Antrag dem Rechtsausschuss zuzuweisen. 


